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sondern die beschlossene 
Haushalts- und Strukturkom-
mission einzuberufen und dort 
ruhig und besonnen mit allen 
Fraktionen erneut über die 
Beratungsergebnisse aus dem 
HFA zu reden�. Doch dieses 
Angebot, das auch Vertreter 
der CDU und der FDP unter-
stützen, schlugen SPD und BIG 
trotz fehlender Mehrheiten 
aus. Selbst Bürgermeister Ul-
rich Roland, dem als oberster 
Verwaltungschef an einem 
durch eine breite Mehrheit 
verabschiedeten und getrage-
nen Haushalt gelegen sein 
sollte, unternahm keine Anstal-
ten, eine vermittelnde Rolle 
einzunehmen und für Kompro-
misse zu werben, sondern trug 
bewusst zur Verhärtung der 
Fronten bei. 

(Fortsetzung auf Seite 2) 

Einen Führungsanspruch hat-
ten SPD und BIG nach der 
Kommunalwahl im letzten Jahr 
für sich reklamiert. Diesem 
eigenen Anspruch ist das 
Bündnis in der Ratssitzung 
nicht gerecht geworden, indem 
Genossen und Bürgerpartei 
völlig ohne Not, führungslos 
den Haushalt gegen die Wand 
fahren ließen. 
 
Die GRÜNEN versuchten zuvor 
noch vor einer Eskalation zu 
warnen. "Sie werden mit gro-
ßer Wahrscheinlichkeit für den 
vorliegenden Haushaltsent-
wurf hier und heute keine 
Mehrheit finden", hatte der 
grüne Fraktionsvorsitzende 
Mario Herrmann in seiner 
Haushaltsrede ausgeführt. �Ich 
appelliere daher an Sie, heute 
keinen Versuch zur Etatverab-
schiedung zu unternehmen, 
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ziehen konnten�, betont Herr-
mann für seine Fraktion. Es 
reiche nicht aus, die Einnah-
menseite durch Steuern- und 
Gebührenerhöhung aufzubes-
sern. Wichtig seien nachhalti-
ge Strukturveränderungen, mit 
denen die stetig steigenden 
Ausgaben gesenkt werden 
könnten. 
 
Es hatte aber den Anschein, 
als wäre der SPD-Fraktionsvor-
sitzende, Michael Hübner, mit 
dem politischen Chaos, in das 
er sein Bündnis in der Ratssit-
zung geführt hatte, absolut 
überfordert und schien von 
daher für sich den Schluss 
gezogen zu haben, die Dinge 
ihren Lauf nehmen zu lassen, 

(Fortsetzung von Seite 1) 
 
Die von CDU und GRÜNEN mit 
getragene Mehrheit hatte 
deutlich gemacht, dass vor 
dem Hintergrund steigender 
Ausgaben und auf 83 Millio-
nen Euro explodierenden 
Schulden ein �Weiter so� nicht 
akzeptiert werden könne. Im 
Haushalt müsse sich der deut-
liche Wille zur Konsolidierung 
widerspiegeln. �Einer weiteren 
Ausgabenerhöhung bei unse-
rer Finanzsituation Einhalt zu 
gebieten und dem maßgeblich 
durch SPD, BIG und Bürger-
meister zusätzlich aufgebläh-
ten Haushalt die Zustimmung 
zu verwähren, war die absolut 
richtige Konsequenz, die wir 

anstatt sich aktiv um Korrektu-
ren zu bemühen. Statt die Sit-
zungsunterbrechung für eine 
Kompromisssuche mit den 
anderen Fraktionen zu nutzen, 
erzwang das Bündnis aus SPD 
und BIG eine geheime Abstim-
mung, in der es gemeinsam 
mit dem Bürgermeister schei-
terte. �Soweit hätte es nicht 
kommen müssen�, macht 
Herrmann nochmals deutlich.  
�Nach den hitzigen Debatten 
im Rat hoffen wir, dass nun die 
Besonnenheit obsiegt und wir 
gemeinsam den Scherbenhau-
fen zum Wohle der Stadt weg-
kehren.� Nun gilt es einen 
Haushalt aufzustellen, der 
durch die breite Mehrheit ge-
tragen wird. 

Der Schuldenberg wächst... 
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Die Mehrheit des Rates versagte dem 
Haushaltsentwurf seine Zustimmung. 

schwarz-roten Bundesregie-
rung mehr für die Städte und 
Gemeinden zu erwarten ist als 
von den vorhergehenden rot-
grünen bzw. schwarz-gelben 
Regierungen. Viel wahrschein-
licher ist, dass sich die Rah-
menbedingungen nicht we-
sentlich ändern, aber die bis-
herige großzügige Genehmi-
gungspraxis bei städtischen 
Ausgaben auf den Prüfstand 
kommen wird. Erst dann wer-
den wir auch in Gladbeck wirk-
lich erfahren, was die Bedin-
gungen eines nicht genehmig-
ten Etats bedeuten können. 
 
Zu Recht verlangen die Bürger-
meister und Kämmerer der 
Städte vom Kreis verstärkte 
Anstrengungen beim Sparen. 
Das ist auch dort angekom-
men und wird wohl die Unter-
werfung unter ein freiwilliges 
Haushaltssicherungskonzept 
nach sich ziehen. Dauerhaft 
wirksame Einsparpotenziale 
sind auch dort ohne Frage vor-
handen. Allerdings werden die 
Gladbecker Kreistagsmitglie-
der � ab Januar immerhin stol-
ze zehn in allen Fraktionen � 
auch darauf achten müssen, 

Mit nachfolgender Rede be-
wertete Mario Herrmann, Vor-
sitzender der Ratsfraktion von 
Bündnis 90/DIE GRÜNEN, den 
Haushaltsentwurf für das Jahr 
2006: 
 
�Sehr geehrter Herr Bürger-
meister, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, 
 
�Nichts geht mehr � Aber wie 
lange noch?� � lautet die Über-
schrift des letzten Kommunal-
finanzberichts des Regional-
verbands Ruhr und könnte 
damit auch ein ironischer Titel 
unserer diesjährigen Etatbera-
tungen sein. �Stell dir vor, du 
hast keinen genehmigten Etat 
und niemand merkt es!� könn-
te man ebenfalls sagen. Ge-
nau das traf nämlich bislang 
für die Stadt Gladbeck zu. 
Trotz wachsenden Defizits, 
trotz einer Konsolidierungsper-
spektive, die eher im Reich der 
Fantasie als in einem wirklich 
überschaubaren Zeitrahmen 
anzusiedeln ist, waren die Aus-
wirkungen der Genehmigungs-
pflicht jeder einzelnen Maß-
nahme bisher nur in Ausnah-
mefällen spürbar. 
 
Das muss und wird aber si-
cherlich nicht so bleiben. Nur 
unbeirrbare Optimisten � man 
kann sie auch Träumer nen-
nen � können wirklich daran 
glauben, dass von einer 

dass wir uns nicht ins eigene 
Fleisch schneiden: Der auf den 
Weg gebrachte Neubau am 
Gladbecker Berufskolleg ist 
viel zu notwendig und wird 
schon viel zu lange verspro-
chen, als dass wir uns hier 
erneute Verzögerungen leisten 
könnten. Das würde auch nicht 
in die allgemein getragene 
Linie der Stadt passen, wo-
nach Investitionen in die Aus-
bildung auch angesichts klam-
mer Kassen unverzichtbar 
sind. 
 
In einem jedoch kann der 
Kreis als Vorbild dienen: Eine 
Haushalts- und Strukturkom-
mission gibt es dort bereits 
seit längerem. Ohne Denkver-
bote und Tabus werden dort 
ruhig und sachlich unter Betei-
ligung von Politik und Verwal-
tung alle erdenklichen Einspar-
möglichkeiten diskutiert. Wir 
begrüßen es, dass eine derarti-
ge Runde nun auch in Glad-
beck installiert wird. Den Bür-
germeister fordern wir auf, 
dies als Chance zu begreifen 
und sich mit seiner Verwaltung 
aktiv zu beteiligen. Wenn Sie, 
Herr Roland, ihre Skepsis nicht 
aufgeben und aus dem Hause 
nicht genug Input und Unter-
stützung kommt, wird eine 
solche Arbeitsgruppe schnell 
zum unverbindlichen Kaffee-
kränzchen, für das niemand 
seine Zeit opfern möchte! 

(Fortsetzung auf Seite 3) 

„Nichts geht mehr! - Aber wie lange noch?“ 
Haushaltsrede von Mario Herrmann 

„Neben den an 
vielen Stellen bereits 
aktivierten internen 
Sparpotenzialen 
verbergen sich 
weitere vor allem 
hinter dem 
Stichwort ‚
Kooperation‘!“ 

Mario Herrmann ist  
Vorsitzender der Rats-
fraktion von Bündnis 
90 / DIE GRÜNEN 
Gladbeck. 



Seite 3 2005, Ausgabe Nr. 12 

(Fortsetzung von Seite 2) 
 
Neben den an vielen Stellen 
bereits aktivierten internen 
Sparpotenzialen verbergen 
sich weitere vor allem hinter 
dem Stichwort �Kooperation�. 
Es gibt keinen Grund dafür, 
dass aus falsch verstandenem 
Lokalpatriotismus heraus jede 
Stadt jede Aufgabe selbst erle-
digt, selbst wenn offensichtlich 
große Synergieeffekte durch 
interkommunale Kooperation 
erzielbar sind. 

Natürlich kennen wir alle Glad-
becks Geschichte, den großen 
Einsatz der Bürger für kommu-
nale Selbstständigkeit. Wir 
haben ja gerade erst einen 
bedeutsamen Jahrestag be-
gangen. Daran wird sich auch 
nichts ändern. Für uns Grüne 
heißt die Devise jedoch: �
Kooperation dort, wo sie ohne 
Nachteile für die Bürgerinnen 
und Bürger möglich ist!� 
 
Es gibt keinen Grund, warum 
sich Gladbeck etwa nicht ei-

nem interkommunalen Gut-
achterausschuss mit Dorsten 
und Marl anschließen sollte. 
Hier liegen klar bezifferbare 
Sparpotenziale und kein Bür-
ger wird im Alltag irgendwelche 
negativen Auswirkungen da-
durch erfahren. Wir bleiben 
auch bei unserem Ziel, die 
Zusammenlegung der Rech-
nungsprüfungsämter des Krei-
ses zu prüfen, auch wenn wir 
bisher hier im Rat auf taube 
Ohren gestoßen sind. Diese 
Diskussionen finden zurzeit 

nicht nur in Gladbeck, sondern 
in allen Kreisstädten sowie 
beim Kreis selbst statt. Hier 
liegen große Potenziale und 
auch inhaltlich sind die Argu-
mente des Bürgermeisters und 
der Mehrheit wenig stichhaltig. 
Wir meinen im Gegenteil: Gera-
de bei der unbeeinflussten 
Prüfung von Vorgängen in der 
Verwaltung, was ja die zentrale 
Aufgabe des RPA ist, kann eine 
möglichst große Ferne vom 
Alltagsgeschäft nur sinnvoll 
sein. 

Jedenfalls hilft es wenig, wenn 
bei Erwähnung des Wortes �
Kreis� bei einigen hier ein paw-
lowscher Reflex einsetzt, der 
sachlich kaum begründbar ist. 
Überlegungen, ein größtenteils 
leer stehendes öffentliches 
Gebäude mitten in unserer 
Stadt wie das Gesundheitsamt 
einer sinnvollen künftigen Nut-
zung zuzuführen, sind gut und 
richtig. Der Hinweis des Kolle-
gen vorm Walde aus dem 
Hauptausschuss, das Gebäu-
de gehöre ja dem Kreis und 
damit müsse man sich nicht 
beschäftigen, zeugt meines 
Erachtens von einer völlig for-
malistischen Perspektive, die 
sich weigert, über den eigenen 
Tellerrand zu schauen. Dass 
es nicht darum geht, ohne Not 
finanzielle Lasten des Kreises 
zu übernehmen, dürfte ja 
wohl klar sein. Die 
Menschen in 
unserer Stadt 
gehören aber 
sowohl der Stadt 
Gladbeck als auch 
dem Kreis an und 
müssen letztlich 
eh für beide Ebe-
nen zahlen. Sie 
erwarten 
praktikab-
le Lösun-
gen, keine 
klein karier-
ten! 
 
Meine Damen 
und Herren, 
 
einmal rund um die Uhr hat 
der HFA vor einer Woche sehr 
detailliert über zahlreiche Ein-
zelpositionen des vorliegenden 
Etatentwurfs debattiert. Ich will 
an dieser Stelle nicht erneut in 
all diese kleineren und größe-
ren Auseinandersetzungen 
einsteigen. Vielmehr möchte 
ich ein Fazit aus den Beratun-
gen ziehen. 
 
In meiner letzten Etatrede hat-
te ich darauf hingewiesen, 
dass vor allem die SPD durch 
die Einbringung zahlreicher 
kleiner und kleinster Haus-
haltsstellen lediglich Geld ge-
bunden habe, was eigentlich 
nicht benötigt wird. �Sie haben 
Sachanträge nicht in den Gre-
mien zur Diskussion gestellt, 
sondern diese auf Euroscheine 

geschrieben�, hatte ich Ihnen 
vorgehalten. Unsere Nachfra-
gen bei den diesjährigen Bera-
tungen haben dies eindeutig 
bestätigt: Für Stadtteilforen, 
zur Entwicklung alternativer 
Finanzierungskonzepte, für 
ambulantes betreutes Woh-
nen, für den Sozial- und Famili-
enbericht, zur Wohnungs-
marktbeobachtung, zur Förde-
rung des Fahrradverkehrs oder 
für eine Machbarkeitsstudie 
zur Beleuchtung der Marathon-
bahn haben sie im letzten Jahr 
gegen unser Votum Gelder in 
den Etat eingestellt. Jetzt wis-
sen wir: Kein Cent dieser Mittel 
wurde ausgegeben! Unabhän-
gig von der Sinnhaftigkeit der 
jeweiligen Einzelmaßnahme 
hat sich gezeigt, dass sie hier 

zehntausende von 
Euro gebunden ha-

ben, die wir an 
anderen Stellen 
im abgelaufe-

nen Jahr 
dringend 
benötigt hät-
ten. Da strei-
ten wir uns 
über kleinste 
Mehrbedarfe 

und Zusatzmit-
tel wie die Kes-

selflicker und sie 
parkten unser nicht 
vorhandenes Geld an 

Stellen, wo es nicht be-
nötigt wird. Wir begrüßen es, 

dass sie in diesem Jahr offen-
sichtlich einsichtiger waren 
und von dieser Praxis weitge-
hend abgerückt sind. 
 
Allerdings ändert dies nichts 
an der grundsätzlichen Ten-
denz der größten Fraktion, die 
Bedienung von Einzelinteres-
sen dem offensichtlichen Er-
fordernis nach strengster Aus-
gabendisziplin unterzuordnen. 
Wer von uns wollte nicht mehr 
Geld für städtische Sportveran-
staltungen, für die Unterhal-
tung von Sportanlagen oder 
neue Medien in der Stadtbü-
cherei zur Verfügung stellen? 
Wie leicht es ist, endlos Wün-
schenswertes zu fordern, wenn 
man sich eh nicht in der Ver-
antwortung für die Stadt insge-
samt sieht, beweist ja die DKP 
ein ums andere Mal. Von der 
größten Fraktion dieses Hau-

(Fortsetzung auf Seite 4) 

Rechtliche Grundlage 
Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein Westfalen (GO) re-
gelt die Aufstellung des Haushaltes und die an den Haushalt ge-
setzten Anforderungen: 

§ 71 (2): Der Haushalt muss in jedem Jahr ausgeglichen sein. 
 
Der Haushaltsentwurf der Verwaltung wies einen Fehlbetrag von 42 
Mio. Euro auf. Ausgaben von 169 Mio. Euro standen Einnahmen von 
127 Mio. Euro gegenüber. 
 
(4) Kann der Haushaltsausgleich nicht erreicht werden, ist ein 
Haushaltssicherungskonzept für den Verwaltungs- und Vermö-
genshaushalt aufzustellen und darin der Zeitpunkt zu bestim-
men, bis zu dem der Haushaltsausgleich wieder erreicht wird. 
Der Haushaltsausgleich ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt 
wiederherzustellen. Das Haushaltssicherungskonzept dient 
dem Ziel, im Rahmen einer geordneten Haushaltswirtschaft 
die künftige, dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde zu 
erreichen. Es bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
Die Genehmigung kann nur erteilt werden, wenn aus dem 
Haushaltssicherungskonzept hervorgeht, dass spätestens im 
vierten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahr die Einnahmen 
die Ausgaben (ohne Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjah-
ren) decken werden. Die Genehmigung kann unter Bedingun-
gen und mit Auflagen erteilt werden.  
 
Das Gladbecker Haushaltssicherungskonzept geht erst im Jahr 2023 
von einem ausgeglichenem Haushalt aus. Der Ausgleich erfolgt also 
nicht im vierten, sondern erst im 17. auf das Haushaltsjahr folgende 
Jahr. Der vorgelegte Haushalt ist demnach gemäß Gemeindeordnung 
nicht genehmigungsfähig! Dadurch ergibt sich die sogenannte  
„Vorläufige Haushaltsführung“ nach § 81 GO (siehe nächste Seite). 
 



(Fortsetzung von Seite 3) 
ses, die hier auch einen Füh-
rungsanspruch erhebt, erwar-
ten wir aber anderes. Strafver-
schärfend kommt hinzu, dass 
ein Wahlkampf, der ja oft An-
lass für populäre Mehrausga-
ben gilt, weit und breit nicht in 
Sicht ist. 
 
Besonders spannend waren 
bei Beratungen die Positionen, 
bei denen die CDU moderate 
und die SPD weniger moderate 
Ausgabenerhöhungen vorse-
hen wollte. Hier galt dann of-
fenbar die neue großkoalitio-
näre �Berlin-Rechenart�, wo-
nach der Kompromiss aus 0% 
und 2 % Mehrwertsteuererhö-
hung am Ende 3 % sind. So 
werden dann schnell mal aus 
13.000 vorgesehenen Euro für 
den Grillplatz in Wittringen als 
Kompromiss aus 20.000 
(CDU-Wunsch) und 25.000 
(SPD-Wunsch) 32.000 Euro. 
Wir meinen: Diese Logik müss-
te eigentlich eine Ände-
rung der schulischen 
Lehrpläne für den 
Mathematikunter-
richt nach sich zie-
hen! 
 
Eine Aufstockung des 
Familienfonds, ob-
wohl noch hohe 
Restmittel vor-
handen sind, 
mehr Geld für 
die Stadionun-
terhaltung, ob-
wohl von der 
Verwaltung gar 
nicht angefordert 
und so weiter, und 
so fort: Wieso gibt sich 
die SPD so spendabel? Viel-
leicht mangelt es an Vorbil-
dern. Bürgermeister Roland 
nimmt diese Funktion jeden-
falls nicht entschieden genug 
wahr. Intelligente Lösungen 
aus dem eigenen Hause, wie 
man zum Beispiel durch Ver-
kaufserlöse anderenorts neue 
Spielplätze, wo sie benötigt 
werden, finanzieren kann, wer-
den von Herrn Roland nur 
halbherzig umgesetzt � wenn 
überhaupt, was noch zu bewei-
sen ist. Presseöffentliche Be-
merkungen Ihrerseits, Herr 
Bürgermeister � Zitat: �Es gibt 
auch ein Leben nach dem § 
81� - sind wenig geeignet, 
Haushaltsdisziplin in den eige-

nen Reihen zu befördern. Hier 
hätten wir gern weniger einen 
selbsternannten �politischen 
Bürgermeister� als vielmehr 
einen �vorbildlich sparsamen� 
Bürgermeister! 
 
Die Versuche der SPD und ih-
res Fraktionsvorsitzenden, 
durch die Heraufsetzung von 
Einnahmeerwartungen den 
Eindruck erhöhter Sparbemü-
hungen zu wecken, ist ein 
leicht durchschaubares und 
rein kosmetisches Manöver. 
Letztlich werden Parkgebühren 
oder Verwaltungsgebühren in 
der Höhe hereinkommen, in 
der sie hereinkommen. Das 
bleibt Kaffeesatzleserei, und 
wenn die Verwaltung hier eher 
vorsichtig kalkuliert, ist das 
aller Ehren wert. 
 
Aber, meine Damen und Her-
ren, letztlich sollte es dann ja 
doch über tatsächlich 

erhöhte Einnah-
men, sprich 

Steuererhö-
hungen, ge-

regelt 
werden. 
Ich kann 
für meine 
Fraktion 
eindeutig 
sagen: 

Für uns ist 
die Anpas-

sung von Steu-
ersätzen kein 

Dogma. Es kann 
gute Gründe dafür 

geben, genauso wie da-
gegen. Solange jedoch peri-

phere Interessen aus dem Etat 
bedient werden, sehen wir es 
nicht ein, über eine Grundsteu-
ererhöhung alle Haushalte 
dieser Stadt zu belasten. Na-
türlich treibt allein die Erhö-
hung der Grundsteuer nieman-
den in die Armut. Aber wir dür-
fen doch die Großwetterlage 
nicht übersehen: Die Bundes-
regierung wird erklärtermaßen 
die Mehrwertsteuer um drei 
Prozent heraufsetzen, die Ei-
genheimzulage wird gestrichen 
und die schwarz-gelbe Landes-
regierung wird uns eine Erhö-
hung der Kinderbetreuungs-
kosten bescheren. All das be-
lastet unsere erklärte gemein-
same Perspektive, Gladbeck 
als Wohnstandort für junge 
Familien attraktiv zu halten 

und weiter auszubauen. Mit 
der Erhöhung der Grundsteuer 
legen sie dieser Stadt einen 
weiteren Stein auf den Weg in 
die Zukunft. Unsere Nachbar-
stadt Dorsten, mit der wir bei 
aller Freundschaft in direkter 
Konkurrenz um eben diese 
Einwohnerschaft stehen, reibt 
sich angesichts niedrigerer 
Sätze dort vermutlich die Hän-
de � was man gut verstehen 
kann! Bündnis 90 / Die Grü-
nen wollen eine weitere Ge-
fährdung dieser Gladbecker 
Zukunftsperspektive nicht mit-
tragen und lehnen daher eine 
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solche Steuererhöhung zurzeit 
ab! 
 
Meine Damen und Herren, 
 
Gladbeck braucht für die Zu-
kunft beides: Eiserne Spar-
samkeit wo irgend möglich, bei 
gleichzeitiger Sicherung und 
Weiterentwicklung der Infra-
struktur. Daher begrüßen wir 
alle Initiativen, bei denen En-
gagement jenseits des Rathau-
ses zusätzlich aktiviert werden 
kann. Das gilt für ehrenamtli-
ches Engagement in Sportver-

(Fortsetzung auf Seite 5) 

Rechtliche Grundlagen 
Aus einem nicht genehmigungsfähigen Haushalt folgt die  
„vorläufige Haushaltsführung“ nach § 81 GO: 

§ 81 (1) Ist die Haushaltsführung bei Beginn des Haushalts-
jahres noch nicht bekannt gemacht, so darf die Gemeinde aus-
schließlich  

• Ausgaben leisten, zu deren Leistung sie rechtlich verpflich-
tet ist oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben 
unaufschiebbar sind; sie darf insbesondere Bauten, Be-
schaffungen und sonstige Leistungen des Vermögenshaus-
halts, für die im Haushaltsplan des Vorjahres Haushaltsan-
sätze oder Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen wa-
ren, fortsetzen,  

• Realsteuern nach den Sätzen des Vorjahres erheben, 

• Kredite umschulden. 
 
Dadurch, dass die Mehrheit des Rates dem vom Bürgermeister vorge-
legten Haushaltsentwurf ihre Zustimmung verweigert hat, tritt folgen-
de Ergänzung in Kraft: 
 
§ 75 (7) Ist im Fall des Absatzes 4 die Haushaltssatzung bei 
Beginn des Haushaltsjahres noch nicht bekannt gemacht, gel-
ten ergänzend zu den Regelungen des § 81 die nachfolgenden 
Bestimmungen vom Beginn des Haushaltsjahres - bei späterer 
Beschlussfassung über die Haushaltssatzung vom Zeitpunkt 
der Beschlussfassung - bis zur Genehmigung des Haushaltssi-
cherungskonzeptes:  

• Die Gemeinde hat weitergehende haushaltswirtschaft-
liche Beschränkungen für die Besetzung von Stellen, 
andere personalwirtschaftliche Maßnahmen und das 
höchstzulässige Ausgabevolumen des Verwaltungs-
haushalts sowie die Regelungen zur Nachweisführung 
gegenüber der Aufsichtsbehörde zu beachten, die 
durch Rechtsverordnung des Innenministeriums im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium festgelegt 
werden.  

• Der in § 81 Abs. 2 festgelegte Kreditrahmen kann mit 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde überschritten wer-
den, wenn das Verbot der Kreditaufnahme andernfalls 
zu einem nicht auflösbaren Konflikt zwischen verschie-
denen gleichrangigen Rechtspflichten der Gemeinde 
führen würde. Die Genehmigung kann unter Bedin-
gungen und mit Auflagen erteilt werden.  



(Fortsetzung von Seite 4) 
einen oder bei den Freunden 
der Galerie genauso wie für 
Unternehmen, die in die Zu-
kunft Gladbecks investieren. 
Mit Sorge nehmen wir die an-
haltende Demontage des Ent-
wicklungsprojekts Schlachthof 
durch die SPD zur Kenntnis. 
Hier wird schleichend durch 
immer neue Nadelstiche eine 
für die Entwicklung der Innen-
stadt zentrales Projekt gefähr-
det. Auch anderswo, z.B. an 
der Bottroper Straße in Elling-
horst, wurden Entwicklungs-
projekte letztlich nicht mit, 
sondern trotz der SPD auf den 
Weg gebracht. Hoffentlich ge-
lingt dies auch an anderer Stel-
le! 
 
 
Herr Bürgermeister Roland, 
liebe KollegInnen von der SPD, 
 
Sie werden mit großer Wahr-
scheinlichkeit für den vorlie-
genden Haushaltsentwurf hier 

und heute keine Mehrheit fin-
den. Der Rat ist eben nicht der 
Hauptausschuss. 
 
Ich will überhaupt nicht ver-
hehlen, dass wir es durchaus 
begrüßen, wenn dadurch die 
Verhältnisse in diesem Rat 
endlich einmal deutlich sicht-
bar werden. Was vor einem 
Jahr als großspurig verkünde-
ter �Machtwechsel� in diesem 
Haus gestartet ist, verpufft nun 
einfach. Zuerst ein feierlicher 
Koalitionsvertrag mit der BiG, 
ein paar personelle Brosamen 
für die ansonsten nicht weiter 
beachtete kommunistische 
Fraktion als Gegenleistung fürs 
Mitstimmen bei der Besetzung 
von Pöstchen und Gremien � 
und nun ist der Löwe Roland 
doch als der sprichwörtliche 
Bettvorleger gelandet. 
 
Aber: Das ist für uns nicht das 
wichtigste. Es geht in erster 
Linie um Gladbeck. Wir haben 
in der Vergangenheit für die 

Finanzen dieser Stadt Verant-
wortung übernommen und 
wollen dies auch weiterhin tun. 
Dazu muss allerdings der fi-
nanzielle Ernst unserer Lage 
im Etat einen Widerhall finden. 
Das ist zurzeit nur unzurei-
chend der Fall. 
 
Ich appelliere daher an Sie, 
heute keinen Versuch zur Etat-
verabschiedung zu unterneh-
men, sondern die beschlosse-
ne Haushalts- und Struktur-
kommission einzuberufen und 
dort ruhig und besonnen mit 
allen Fraktionen erneut über 
die Beratungsergebnisse aus 
dem HFA zu reden. Wenn sie 
bereit sind, das Ruder mit uns 
in Richtung eines ernst ge-
meinten Konsolidierungskur-
ses umzulegen, haben sie uns 
auch wieder an Bord. 
 
Vielen Dank! 
 
 
→ Informationen zum Etat 2006 
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„Die neue 
Bundesregierung 
muss erst noch 
beweisen, dass sie es 
mit dem Schutz der 
Verbraucher ernst 
nimmt! “ 

Verantwortung übernehmen bedeutet 
auch, nachfolgende Generationen nicht 
mit einer Schuldenlast zu erdrücken! 

trüge im Übrigen auch dazu 
bei, verlorenes Vertrauen in 
die Märkte zurück zu gewin-
nen. 
 
Wir haben dem Deutschen 
Bundestag ein gemeinwohlori-
entiertes, umfassendes 
Verbraucherinformationsge-
setz zur Entscheidung vorge-
legt, das die Grundrechte von 
Verbrauchern wahrt. Der Ge-
setzentwurf sieht folgende 
Punkte vor: 
 
! Verbraucherinnen und 
Verbraucher erhalten Zugang 
zu Verbraucherinformationen 
über Produkte und Dienstleis-
tungen, die bei Behörden und 
Unternehmen vorhanden sind,  
 
! Behörden erhalten das 
Recht, von sich aus die Verb-
raucherinnen und Verbraucher 
über bestimmte verbraucher-
relevante Sachverhalte zu in-
formieren,  
 
! die informationspflichtigen 
Behörden richten Datenban-
ken über Missstände ein,  
 
! ein Bundesbeauftragter 
schlichtet Streitfälle bezüglich 

[Berlin] Die Fleischskandale in 
jüngster Zeit sowie zahlreiche 
frühere Lebensmittelskandale 
haben Verbraucherinnen und 
Verbraucher massiv verunsi-
chert. Dabei hat die Öffentlich-
keit meist nicht erfahren, wer 
in diese Skandale verwickelt 
war und wo konkrete Informati-
onen erfragt werden können.  
 
Es hat sich ein weiteres Mal 
gezeigt, dass ein gesetzliches 
Verbraucherinformationsrecht 
längst überfällig ist. Die CDU/
CSU hatte entsprechende Ge-
setzesinitiativen der Grünen im 
Mai 2002 und Juni 2005 im 
Bundesrat verhindert. 
 
Wir fordern: Es muss endlich 
Schluss sein mit nebulösen 
Informationstaktiken. Verbrau-
cherinnen und Verbraucher 
haben ein Recht darauf, die 
Namen beteiligter Unterneh-
men ohne Wenn und Aber zu 
erfahren. Nur ein umfangrei-
ches Verbraucherinformations-
recht gibt ihnen dazu geeigne-
te Mittel in die Hand. Erst da-
mit können die Verbraucher 
auch selbst handeln. Eine ver-
nünftige Informationspolitik 

des Zugangs zu Verbraucherin-
formationen und  
 
! Ausschlussgründe, Antrags-
verfahren und der Schutz öf-
fentlicher (innere Sicherheit, 
internationale Beziehungen) 
und privater (informationelle 
Selbstbestimmung, Geschäfts-
geheimnisse) Interessen wer-
den angemessen geregelt.  
 
Bündnis 90/Die Grünen for-
dern die Bundesregierung au-
ßerdem auf, sofortige Maßnah-
men zum Abbau von Kontroll-
defiziten zu ergreifen. Die Le-
bensmittelüberwachung bei 
Kommunen und Ländern muss 
finanziell und personell besser 
ausgestattet werden, damit 
eine unabhängige und wirksa-
me Kontrolle gewährleistet ist.  
Die neue Bundesregierung 
muss erst noch beweisen, 
dass sie es mit dem Schutz 
der Verbraucher ernst nimmt. 
Der Umgang mit unserem um-
fassenden Verbraucherinfor-
mationsgesetz-Entwurf wird 
zeigen wie glaubwürdig die 
bisherigen Ankündigungen 
sind. 
 
→ weitere Infos im Netz 

Grüne Bundestagsfraktion legt Verbraucherinformationsgesetz vor 

http://www.gruene-bundestag.de/cms/agrar_verbraucher/dok/93/93991.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/themen/2005/etat2006/etat2006.htm


60 Prozent der der bundes-
deutschen Strommasten des 
RWE-Konzerns sollen von Ma-
terialfehlern betroffen sein. 
Das berichtete das Nachrich-
tenmagazin "Der Spiegel" un-
ter Berufung auf interne Doku-
mente. Unter dem Eindruck 
umgestürzter Strommäste im 
Münsterland fragen die Glad-
beck GRÜNEN nun nach Zahl 
und Zustand der auf Gladbe-
cker Stadtgebiet befindlichen 
Strommasten.  
 
Die Risikoanalyse des Strom-
konzerns gehe laut Spiegel-
Recherchen davon aus, dass 
Masten selbst bei 
"gewöhnlichen Wetterlagen" 
umkippen könnten. Die Wahr-
scheinlichkeit für solche Fälle 
kalkulieren die RWE-
Ingenieure mit "bis zu 50 Pro-

zent". Mit einer Anfrage an den 
Bürgermeister wollen die GRÜ-
NEN ausschließen, dass die 
Gladbecker Bevölkerung auf-
grund von brüchigen Strom-
masten gefährdet ist.  
 
"Auch auf Gladbecker Stadtge-
biet stehen Strommasten in 
Nähe der Bebauung oder in 
Naherholungsbereichen, wo 
sich Menschen aufhalten", so 
Stadtverbandssprecher Bernd 
Lehmann. Konkret wollen die 
GRÜNEN daher wissen, ob auf 
Gladbecker Gebiet Masten 
bekannt sind, die vom soge-
nannten Sprödbruch betroffen 
sind. Das Risiko, dass Bürger 
durch umstürzende Strommas-
ten verletzt oder gar getötet 
werden, kalkuliere die RWE-
Studie immerhin mit bis zu 10 
Prozent. Obwohl dieses Prob-
lem nach Ausführungen des 
Spiegels dem Konzern seit 

Jahren bekannt sei, sollen die 
Masten aus wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten nur stufen-
weise innerhalb der nächsten 
Jahre erneuert werden. "Grob 
fahrlässig" finden das die Grü-
nen angesichts der enormen 
Gewinne des Stromriesens.  
 
Die Grünen fordern daher Bür-
germeister Roland auch hin-
sichtlich seiner verschiedenen 
Funktionen im RWE-Konzern 
als Gesellschaftermitglied und 
Aufsichtsratsmitglied auf, 
"gegenüber dem Konzern mit 
allem Nachdruck für völlige 
Transparenz und im Sinne der 
Sicherheit der Stromversor-
gung und der Sicherheit von 
Strommasten und -leitungen 
einzutreten."  
 
 
→ die Anfrage im Netz 
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„Besonders 
interessiert Politik 
natürlich der Mix 
auf der städtischen 
Stromrechnung!“ 

RWE soll über brüchige Strommasten 
Auskunft geben  

nung", meint Mario Herrmann, 
Fraktionsvorsitzender der 
Gladbecker Grünen. Derzeit, 
so rechnet der Verband der 
deutschen Elektrizitätswirt-
schaft vor, kommen bundes-
weit 10 Prozent des Stroms 

Ab dem 15. Dezember müssen 
Energieversorger auf der Rech-
nung des Endverbrauchers an-
geben, wie der Strom produ-
ziert und wie die Umwelt da-
durch belastet wird. Das sieht 
das neue Energiewirtschafts-
gesetz vor.  
 
Künftig werden auch in 
Deutschland private und ge-
werbliche Stromkunden ihrer 
Stromrechnung entnehmen 
können, welche Anteile die 
drei Segmente Kernkraft, fossi-
le Brennstoffe sowie Erneuer-
bare Energien am Mix ihrer 
Lieferanten ausmachten. Als 
Basis für die Datenerhebung 
soll dabei das Vorjahr dienen 
und zum Vergleich sollen die 
bundesweiten Durchschnitts-
werte auf der Rechnung er-
scheinen. Ferner müssen die 
neuen Stromrechnungen auch 
Angaben über Kohlendioxid-
Emissionen sowie über den 
radioaktiven Abfall pro geliefer-
ter Kilowattstunde enthalten.  
"Das neue Gesetz schafft nicht 
nur Transparenz für jeden ein-
zelnen Verbraucher in Glad-
beck - besonders interessiert 
Politik natürlich der Mix auf 
der städtischen Stromrech-

aus erneuerbaren Energien, 
30 Prozent aus Atomkraft und 
60 Prozent aus fossilen Brenn-
stoffen. Pro Kilowattstunde 
entstehen 550 Gramm Koh-
lendioxid und 0,0008 Gramm 
Atommüll. "So kann also an-
schaulich errechnet werden, 
wie viel Atommüll und Kohlen-
dioxid die Stadt Gladbeck jähr-
lich produziert."  
 
Besonders pikant halten die 
Gladbecker Grünen diese Fra-
ge angesichts der letzten Aus-
schreibung für die Stromver-
sorgung der städtischen Ver-
waltung, wo es nur einen Be-
werber gegeben hat - die Em-
scher-Lippe GmbH, eine Toch-
ter des RWE. "Es ist schon ver-
wunderlich, dass sich bei einer 
europaweiten Ausschreibung 
nur ein Anbieter meldet und 
darüber hinaus noch der regio-
nale. Nicht nur die Hochspan-
nungsmasten aus der Vor-
kriegszeit sagen uns also, dass 
es auf dem Strommarkt nicht 
zu viel Wettbewerb gibt, son-
dern zu wenig: Offenbar zu 
Lasten des Verbrauchers und 
der Umwelt", ergänzt Mario 
Herrmann. 
 
→ weitere Infos im Netz 

Verwaltung soll die städtische Stromrechnung offen legen! 

RWE muss Fragen zu Strommasten in Gladbeck beantworten 

Energiewirtschaftsgesetz 

§ 42 (1) Elektrizitätsversorgungsun-
ternehmen sind verpflichtet, in oder 
als Anlage zu ihren Rechnungen [...] 
anzugeben:  

1. den Anteil der einzelnen Energie-
träger (Kernkraft, fossile und sonsti-
ge Energieträger, erneuerbare Ener-
gien) an dem Gesamtenergieträger-
mix, den der Lieferant im letzten oder 
vorletzten Jahr verwendet hat; spä-
testens ab 15. Dezember eines Jah-
res sind jeweils die Werte des voran-
gegangenen Kalenderjahres an-
zugeben;  

2. Informationen über die Umwelt-
auswirkungen zumindest in Bezug 
auf Kohlendioxidemissionen (CO2-
Emissionen) und radioaktiven Abfall, 
die auf den in Nummer 1 genannten 
Gesamtenergieträgermix zur Stro-
merzeugung zurückzuführen sind. 
 
 
→ zum gesamten Gesetzestext 
 
→ Emscher Lippe Energie GmbH 
 

Wieviel Atomstrom verbraucht die Stadt 
Gladbeck?  

http://bundesrecht.juris.de/enwg_2005/BJNR197010005BJNE004900000.html
http://www.ele.de/
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/pressemit/2005/051215stromrech.htm
http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/archiv/antraege/2005/051213rwe.htm


In der Sitzung des Sozialaus-
schusses am 06.12.2005 ha-
ben Bündnis 90/Die Grünen 
Gladbeck den Antrag gestellt, 
dass die Bezirksleitung Glad-
beck der Vestischen Arbeit 
sich für eine Lohnanhebung 
derjenigen Fallmanager ein-
setzt, die von der Agentur für 
Arbeit entsandt worden sind. 
Immer noch ist hier - trotz glei-
cher Arbeit - ein Lohngefälle 
vorhanden, dass durch die 
Entscheidung des Haupt- und 
Finanzausschusses, die städti-
schen Mitarbeiter der Vesti-
schen Arbeit Gladbeck zu be-
fördern, noch verstärkt worden 
ist.  
 
Herr Aspöck hat, wie in der 
gestrigen Sitzung deutlich 
wurde, das Problem schon 
erkannt und sieht die Tarif-
reform im Öffentlichen 
Dienst (TvöD) als Gelegen-
heit, die Fallmanagerinnen 
und -manager von Stadt und 
Agentur auf das gleiche 
Lohnniveau zu heben. Hier 
geht es nicht nur um Ge-
rechtigkeit - die Vestische 
Arbeit hat trotz vieler Start-
schwierigkeiten in den letz-
ten Monaten immense Ar-
beit geleistet. Obwohl von 
der Agentur für Arbeit mit 
einer fehlerhaften Software 
versorgt, so dass viele Daten 
manuell eingegeben werden 
mussten, hat jeder, der ei-
nen Antrag auf Arbeitslosen-
geld II gestellt hat, am 02. 
Januar 2005 pünktlich zum 
ersten Mal Geld von der AR-
GE erhalten. Weitere Fallma-
nager sollen baldigst einge-
stellt werden.  
 
"Wir freuen uns sehr, dass 
die Kolleginnen und Kolle-
gen im Sozialausschuss 
nach der teilweise irrefüh-
renden Diskussion der letz-
ten Monate unserem Be-
schlussentwurf sehr positiv 
zugetan waren und die Ar-
beit der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in der Vesti-

schen Arbeit Gladbeck ein-
vernehmlich gewürdigt ha-
ben", so Eva-Maria Stuckel 
weiter. Das sei nicht nur ei-
ne Frage der Fairness ge-
genüber denjenigen, die oh-
ne Grund für die Bundespoli-
tik haftbar gemacht werden. 
"Die spürbare Entlastung auf 
dem Arbeitsmarkt ist auch 
auf Hartz IV und die Bünde-
lung der Kräfte in der Ar-
beitsmarktpolitik zurückzu-
führen - statt den Kräften 
der Beharrung zu gehor-
chen, die als Antwort auf der 
Globalisierung nur die unse-
lige Wiederkehr eines einge-
mauerten Sozialismus ken-
nen, müssen die Reformen  
weitergehen."  
 

 
Bis jetzt wurden mit ca. 50 
Prozent der erwerbsfähigen 
ALG-II-Bezieher in Gladbeck 
Eingliederungsvereinbarun-
gen abgeschlossen. Auch 
sieht sich die Vestische Ar-
beit in der Pflicht, neben 
dem gesetzlichen Auftrag, 
sich besonders um erwerbs-
lose Menschen unter 25 zu 
kümmern, Eingliederungs-
programme für besondere 
Zielgruppen wie z. B. ältere 

Arbeitslose zu schaffen. Ne-
ben der Beschäftigung in so 
genannten 1-Euro-Jobs, die 
bei manchen freien Trägern 
in bis zu 25 Prozent Lang-
zeitarbeitsverträgen mün-
den, gibt es auch tarifver-
traglich bezahlte Beschäfti-
gungsmaßnahmen. Eva-
Maria Stuckel, Vertreterin 
der Grünen im Sozialaus-
schuss: "Wichtig ist uns, 
dass die in 2005 noch nicht 
verausgabten Gelder der 
Vestischen Arbeit in das Jahr 
2006 übernommen werden 
können. Als strukturschwa-
che Stadt mit hoher Arbeits-
losigkeit können wir es uns 
nicht leisten, Geld nach Ber-
lin zurückzuschicken - das 
Geld gehört denjenigen, die 
damit in Arbeit vermitteln 
werden sollen!"  
 
Diskussionen von der WASG 
und der DKP und anderen 
Teilen der Vereinigten Lin-
ken über einen Armutsbe-
richt sichern jedoch nur Ar-
beitsplätze von gut verdie-
nenden Forschungsinstitu-
ten - und binden Kräfte in 
der Verwaltung, die wir für 
die Umsetzung der Projekte 
des Gladbecker Familien-
fonds dringend benötigen. 
Vielfältige Unterstützungs-
systeme sind in unserer Ge-
sellschaft als einer sozial 
definierten Marktwirtschaft 
schließlich vorhanden, sie 
entbinden den Einzelnen 
jedoch nicht der Verantwor-
tung für die eigene Lebens-
führung. "Am Anfang stehen 
der Mensch und die Gesell-
schaft, nicht der Staat", so 
Mario Herrmann, Fraktions-
vorsitzender der Grünen, 
"wo der Staat an erster Stel-
le stehen soll, beginnt der 
Weg zur Diktatur - und es ist 
gerade einmal 16 Jahre her, 
dass damit auf deutschem 
Boden Schluss gemacht 
wurde." 
 
 
→ der Antrag im Netz 
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„Die Vestische 
Arbeit hat trotz 
vieler Start-
schwierigkeiten in 
den letzten Monaten 
immense Arbeit 
geleistet!“ 

Sitz der ARGE in Gladbeck 

Neue Ideen für neue Jobs  

Vestische Arbeit: Weitere Reformen sind unerlässlich für den Erfolg 

Eva-Maria Stuckel 
ist Mitglied des 
Gladbecker Sozial-
ausschusses 

„Die Vestische Arbeit sieht 
sich in der Pflicht, neben 
dem gesetzlichen Auftrag, 

sich besonders um 
erwerbslose Menschen 
unter 25 zu kümmern, 

Eingliederungsprogramme 
für besondere Zielgruppen 
wie z.B. ältere Menschen 

zu schaffen!“ 

http://www.gruene-gladbeck.de/?/gruenegladbeck/archiv/antraege/2005/051110arge.htm


 
V.i.S.d.P. Bernd Lehmann 
Stadtverbandssprecher 
Rentforter Straße 43 a 
D-45964 Gladbeck 

Telefon: 0 20 43 / 2 54 12 
Fax: 0 20 43 / 2 17 76 
E-Mail: info@gruene-gladbeck.de 

A LLE  I N F OS F I N DEN S IE  I M N ETZ 
UN T E R 

WWW. G RUE N E- G LA D B E CK. D E 

Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
Gladbeck 

Grün wirkt! 

Zu diesem Newsletter: 

Sie erhalten diesen Newsletter, weil Sie sich 
über unsere Seite in unseren Info-Verteiler ein-
getragen haben. Es kann aber auch sein, dass 
Ihnen diese Ausgabe unseres Newsletters von 
uns oder anderen zugesandt wurde, weil wir 
meinten, dass Sie Interesse an Informationen 
über unsere Stadt haben.  

Es liegt uns fern, Sie unaufgefordert mit emails 
zu belästigen. Um den Newsletter zu abon-
nieren bzw. um ihn (nach einer Anmeldung) 
wieder abzubestellen, können Sie eine leere 
e-mail an folgende Adressen senden: 

→ anmelden: gruene-gladbeck-
subscribe@domeus.de 

→  abmelden: gruene-gladbeck-
unsubscribe@domeus.de 

Ein- und austragen können Sie sich auch über 
unsere Internetseite. Gerne stehen wir Ihnen 
auch telefonisch, per email oder Fax. zur 
Verfügung. 

Frohe Weihnachten... 
diese Stadt, wo's eitel gute 
Kinder hat."  
 
"Hast denn das Säcklein auch 
bei dir?" Ich sprach: "Das 
Säcklein, das ist hier; denn 
Äpfel, Nuß und Mandelkern  
essen fromme Kinder gern."  
 
"Hast denn die Rute auch bei 
dir?" Ich sprach: "Die Rute, die 
ist hier; doch für die Kinder 
nur, die schlechten, die trifft 
sie auf den Teil, den rechten."  
 
Christkindlein sprach: "So ist 
es recht; so geh mit Gott, mein 
treuer Knecht!"  
 
Von drauß, vom Walde komm 
ich her; ich muß euch sagen, 
es weihnachtet sehr!  
 
Nun sprecht, wie ich's hierin-
nen find'! Sind's gute Kind, 
sind's böse Kind? 

Von drauß, vom Walde komm 
ich her; ich muß euch sagen, 
es weihnachtet sehr! Allüberall 
auf den Tannenspitzen sah ich 
goldene Lichtlein sitzen, und 
droben aus dem Himmelstor  
sah mit großen Augen das 
Christkind hervor. 
 
Und wie ich so strolcht durch 
den finsteren Tann, da rief's 
mich mit heller Stimme an:  
"Knecht Ruprecht", rief es, 
"alter Gesell, hebe die Beine 
und spute dich schnell!  
 
Die Kerzen fangen zu brennen 
an, das Himmelstor ist aufge-
tan, Alte und Junge sollen nun  
von der Jagd des Lebens ein-
mal ruhn; und morgen flieg' ich 
hinab zur Erden, denn es soll 
wieder Weihnachten werden!"  
 
Ich sprach: "O lieber Herr 
Christ, meine Reise fast zu 
Ende ist; ich soll nur noch in 

http://www.gruene-gladbeck.de

